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I M P R E S S U M

Klimakonferenz endet mit Erfolg Nach zwei Wochen zäher Verhandlungen haben sich die Diploma-
ten in Mexiko auf Fortschritte beim Klimaschutz verständigt.
Zum ersten Mal wird offiziell das Ziel genannt, die Erderwärmung
auf zwei Grad zu begrenzen.

Der Klimaschutz wird Pflicht
Konferenz in Mexiko gibt den unverbindlichen Abmachungen von Kopenhagen einen rechtlichen Rahmen

Vo n u n s e r e m M i ta r b e i t e r

C h r i s t i a n M i h a t s c h

Warten, warten auf den Text der Mexika-
ner. Nach zwei hektischen Verhandlungs-
wochen und zwei durchverhandelten
Nächten haben plötzlich alle Zeit. Der
letzte Tag der Klimaverhandlungen in
Cancún beginnt mit einer seltsamen Lee-
re. In der Nacht zuvor war es den Minis-
tern nicht gelungen, einen Vorschlag für
eine Abschlusserklärung zu erarbeiten.
Jetzt arbeitet die mexikanische Konfe-
renzpräsidentschaft an einem.

Die Minister und Klimadiplomaten
sind nicht mehr gefragt. Todd Stern, der
Chef der US Delegation, schlendert durch
das Konferenzzentrum. Der deutsche
Umweltminister Norbert Röttgen geneh-
migt sich ein zweites Frühstück.

Dann kommt der erste der beiden Tex-
te, der zum Kyoto-Protokoll. „Wenn die-
ser Text so verabschiedet wird, ist das der
Durchbruch“, sagt Wendel Trio von
Greenpeace. Zum ersten Mal steht in ei-
nem offiziellen Dokument, dass die In-
dustriestaaten bis 2020 ihre Emissionen
um 25 bis 40 Prozent im Vergleich zu
1990 senken müssen, wenn die Welt die
Klimaerwärmung auf zwei Grad begren-
zen will.

Dann heißt es wieder warten. Mittags
um drei kommt der zweite Text. Er be-
schreibt, was die Länder machen müssen,
die nicht beim Kyoto-Protokoll dabei sind,
also die USA und die Entwicklungsländer.
Und wieder ist die Begeisterung groß: Das
Zwei-Grad-Ziel ist darin festgeschrieben.
Es soll ein Fonds geschaffen werden, um
den Entwicklungsländern beim Schutz
des Klimas und beim Schutz vor dem Kli-
mawandel zu helfen. Der Raubbau an den
Regenwäldern soll gestoppt werden. Der
Einsatz klimafreundlicher Technologien
in Entwicklungsländern wird gefördert.

Noch wichtiger ist aber etwas anderes:
Zum ersten Mal werden die Minderungs-
ziele der Entwicklungsländer in einem of-
fiziellen Dokument der UN-Klimakon-
vention festgehalten. Die Unterschei-
dung zwischen Industriestaaten, die zu
Emissionsreduktionen verpflichtet sind,
und Entwicklungsländern, für die der Kli-
maschutz freiwillig ist, wird aufgeweicht.
Nun wird von beiden Gruppen erwartet,
dass sie Maßnahmen zur Begrenzung ih-
rer Treibhausgasemissionen umsetzen.
Außerdem wird kontrolliert, ob die Län-
der auch machen, was sie sagen.

Der mexikanische Vorschlag setzt um,
was man von der Konferenz in Cancún er-
wartet hatte: Er formalisiert die Zusagen

aus der „Übereinkunft von Kopenhagen“
aus dem vergangenen Jahr. Damals war
die Konferenz rechtlich gesehen geschei-
tert, denn Länder wie Bolivien hatten da-
mals das Verhandlungsergebnis abge-
lehnt. Und so wurde es nicht offiziell ver-
abschiedet, sondern von den Mitglieds-
ländern der UN-Klimakonvention nur
„zur Kenntnis genommen“. Kurz, der so
genannte „Copenhagen Accord“ hat kei-
ne rechtlich bindende Wirkung. Aufgabe
von Cancún war es, dessen Inhalt recht-
lich zu verankern.

–Mit ihrem Protest bleiben
die Bolivianer allein

Aber das mexikanische Papier geht
über den „Copenhagen Accord“ hinaus.
Zum ersten Mal gestehen sich die Länder
ein, dass ihre Zusagen nicht ausreichen,
um das Zwei-Grad-Ziel zu erreichen.
Selbst wenn alle Länder ihre anspruchs-
vollsten Reduktionsziele umsetzen, sind
die Emissionen im Jahr 2020 immer noch
um zehn Prozent oder fünf Milliarden
Tonnen Kohlendioxid zu hoch. Das ist ein
Problem, denn deshalb droht sich das Kli-
ma um mehr als drei Grad zu erwärmen.

Aber ein Textvorschlag ist noch keine
Entscheidung. Gegen sechs Uhr abends
beginnt die entscheidende Sitzung. Die

Delegierten haben den Eindruck, dass die
jahrelangen Verhandlungen endlich zu ei-
nem positiven Abschluss gebracht wer-
den können. Doch die Bolivianer sagen
klar, was sie von dem mexikanischen
Textvorschlag halten, nämlich nichts: Die
Reduktionsziele seien zu schwach, der
Klimafonds habe kein Geld, und über-
haupt sollten die Entwicklungsländer
nicht auf Reduktionsziele verpflichtet
werden, weil die Industriestaaten am Kli-
mawandel schuld sind. Bolivien steht mit
dieser Position – so richtig sie inhaltlich
sein mag – allein da. Selbst Venezuela, Ku-
ba und Nicaragua aus der gemeinsamen
Verhandlungsgruppe „Bolivarische Alli-
anz der Völker von unserem Amerika“,
kurz Alba, verweigern die Gefolgschaft.
Aber trotzdem hat die Konferenz ein
Problem. Eigentlich müssen Entschei-
dungen der UN-Klimakonvention im Kon-
sens getroffen werden. Doch das ist ein
dehnbarer Begriff: „Konsens bedeutet
nicht, dass ein einziges Land ein Veto-
recht hat“, erklärt Konferenzpräsidentin
Espinosa. Boliviens Ablehnung findet
Eingang ins Protokoll. Aber schließlich
sagt Espinosa: „Die Beschlüsse sind hier-
mit angenommen“. Bolivien will jetzt vor
dem Internationalen Gerichtshof in den
Haag gegen den Text von Cancún klagen.

Grüner
Klimafonds
Zwei-Grad-Ziel: In der Präambel eines
Dokuments wurde das Ziel zur Kenntnis
genommen, die Erderwärmung auf
unter zwei Grad zu begrenzen. Damit
ist das Ziel nun offiziell in den UN-Ver-
handlungsprozess eingeführt.
Zwei Klimaschutzwege: Die Kon-
ferenz vereinbarte einen Fahrplan für
die Fortsetzung des Kyoto-Protokolls
und einen für die Klimaziele der USA
und der Entwicklungsländer. Rechtlich
bindend ist keines der beiden Papiere.
Klimaziele: Die Kyoto-Industriestaa-
ten und die USA legen ihre nationalen
Treibhausgas-Reduktionsziele in einer
Liste fest. Die Entwicklungsländer re-
duzieren ihre Treibhausgase nur im
Vergleich zum Wirtschaftswachstum
auf Basis freiwilliger Zusagen. Damit
sind die Ziele nun im UN-Verhandlungs-
prozess verankert.
Treibhausgaslücke: Weil die vor-
gelegten Ziele nicht ausreichen, um
die Erderwärmung auf unter zwei Grad
zu begrenzen, werden die Länder aus-
drücklich aufgefordert, mehr zu tun.
Waldschutz: Das Abkommen betrach-
tet die Wälder auf nationaler Ebene
und nur in eng begrenzten Ausnah-
mefällen den einzelnen Wald. Letzteres
birgt die Gefahr, dass ein Wald geschützt
und dafür der daneben abgeholzt wird.
Transparenz: Die Minister verein-
barten einen Arbeitsauftrag, um die
Klimaschutzaktivitäten der Länder bes-
ser international zu beobachten.
Langfristige Klimahilfen: Unter Mit-
hilfe der Weltbank soll ein Grüner
Klimafonds für Entwicklungsländer
etabliert werden. Er soll helfen, dass
von 2020 an jährlich 100 Milliarden
Dollar (75 Milliarden Euro) an ärmere
Staaten gezahlt werden können. dpa

D I E B E S C H L Ü S S E

Die Klimagöttin aus Mexiko
Wie Mexikos Außenministerin Patricia Espinosa in Cancún die Interessen der Länder unter einen Hut brachte

Auf der internationalen Bühne ist die me-
xikanische Außenministerin Patricia Es-
pinosa bisher kaum aufgefallen, in
Cancún aber wurde sie zum großen Star.
Mehrere Minuten spendeten ihre Minis-
terkollegen aus aller Welt stehend Beifall.
Die 52-Jährige, die perfekt Deutsch
spricht und früher Botschafterin in Berlin
war, genoss die Zustimmung sichtlich.
Die Diplomatin und zweifache Mutter
zeigte bei den UN-Klimaverhandlungen,
dass sie nicht nur eine geschickte Unter-
händlerin ist, sondern auch knallhart bas-
ta sagen kann.

Espinosas Entscheidung, Cancún kon-
sequent als Anti-Kopenhagen anzulegen,
hat der Weltklimakonferenz von Mexiko
ihren Stempel aufgedrückt: Nichts wurde
während der Konferenz öfter wiederholt,
als dass die mexikanische Verhandlungs-
führung alles transparent gestalte, dass es
weder Parallelverhandlungen noch Ge-
heimpapiere gebe, und dass jeder ange-
hört werde. Mit Engelsgeduld ertrugen

Espinosa und ihre Mitstreiter auf den Po-
dien es auch, wenn Länder ihre Position
fünfmal wiederholten. Jede Unterbre-
chung, jede Verzögerung wurde ertragen.
Damit schuf Patricia Espinosa die Grund-
lage dafür, später den isolierten Wider-

stand Boliviens ins Leere laufen lassen zu
können.

Denn als sich Bolivien als einziges der
über 190 Länder dem von ihr vorgelegten
Kompromiss über Stunden stur wider-
setzte und damit das gesamte Verhand-
lungswerk zu scheitern drohte, machte
sie dem Spuk entschlossen ein Ende. Die
Einwände Boliviens, beschied Espinosa
kühl, seien nicht gewichtig genug, um
den Beschluss der Cancún-Vereinbarung
daran scheitern zu lassen. Boliviens Wi-
derspruch werde selbstredend in die
schriftliche Dokumentation des Gipfels
aufgenommen, doch ein Vetorecht gebe
es nicht. Auch ohne die Zustimmung der
Bolivianer ließ sie den Hammer nieder-
knallen und erklärte das Abkommen des
Gipfels für angenommen. „Konsens be-
deutet nicht Einstimmigkeit“ , sagte sie.

Damit hatte Mexikos Außenministerin
einen großen Fanclub gewonnen. „Mexi-
ko hat das super gemacht“, sagt Martin
Kaiser von Greenpeace. „In dieser Nacht

haben Sie mehr Lob bekommen, als die
Mehrheit der Menschen in ihrem ganzen
Leben erhalten wird“, sagte der norwegi-
sche Premierminister Jens Stoltenberg.

In den vier Jahren an der Spitze des me-
xikanischen Außenministeriums hatte
Espinosa nie derart auf dem Weltparkett
geglänzt. Präsident Felipe Calderón holte
sie Ende 2006 in sein Kabinett. Damals
war sie Botschafterin in Wien. Zuvor hat-
te sie diesen Posten von 2001 bis 2002 in
Berlin inne. Espinosa besuchte als Kind
die deutsche Alexander-von- Humboldt-
Schule in Mexiko-City. Ihre Deutsch-
kenntnisse perfektionierte sie später bei
einem einjährigen Aufenthalt in Ahrens-
burg. Nach dem Studium der Internatio-
nalen Beziehungen wurde sie Karrieredi-
plomatin. In den 1990er Jahren war sie
unter anderem mehrere Jahre an der UN-
Vertretung Mexikos in New York tätig
und später an Verhandlungen der latein-
amerikanischen Staaten mit der EU betei-
ligt. Bärbel Krauss und dpa

Patricia Espinosa F O T O : D P A

Hope – Hoffnung, schreiben diese Greenpeace-Anhänger auf den Strand von Cancún. F O T O : D P A


